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     −  zentrale Entwicklungslinie und Entstehungsrahmen der        

  der Europäischen Union (EU):  

  „einheitliche Integration“ → „ever closer union“ 
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I.     Einführung 
 

 

   

     −  zentrale Entwicklungslinie und Entstehungsrahmen der    
 Europäischen Gemeinschaften (EG) und der Europäischen Union (EU), sowie 
 der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) im Besonderen: 
 „einheitliche Integration“ → „ever closer union“ 

     −  „einheitliche Integration“ vs. „differenzierte Integration“ 

     −  EWWU nach dem Vertrag von Maastricht (1992):  

  ● Solidaritätsprinzip 

  ● kein Austritts- und Ausschlussrecht kodifiziert 

  ● Konvergenzkriterien 

  ● institutionelles Kernstück: Europäische System der  
                      Zentralbanken (ESZB), bestehend aus nationalen Notenbanken  

                                       und der Europäischen Zentralbank (EZB)  

                ● „No-Bail-out-Klausel“ (Art. 125 AEU-Vertrag):   
      Haftungsausschluss und Beistandsverbot für Mitgliedsstaaten   

                                       untereinander, den nationalen Notenbanken und der EZB 

                                   ● „Förderung der Eigenverantwortlichkeit der Mitgliedstaaten bei  

                                       der Haushaltsführung“ (Verhinderung eines „moral hazard“) 
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−  „Monetarists“ vs. „Economists“ oder Lokomotivtheorie vs. Krönungstheorie 

Abelshauser (2013). 
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−  „Monetarists“ vs. „Economists“ oder Lokomotivtheorie vs. Krönungstheorie 

−  Frage nach der notwendiger Konvergenz der Volkswirtschaften, Synchronität   

    und Homogenität in wichtigen makroökonomischen Bereichen und der  

    wirtschaftspolitischen Koordinierung 

  → Operationalisierung durch die Theorie der optimalen  Währungsräume 

Hix (2005): S. 318. 



I.     Einführung 
 

 

 

−  „Monetarists“ vs. „Economists“ oder Lokomotivtheorie vs. Krönungstheorie 

−  Frage nach der notwendiger Konvergenz der Volkswirtschaften, Synchronität   

    und Homogenität in wichtigen makroökonomischen Bereichen und der  

    wirtschaftspolitischen Koordinierung 

  → Operationalisierung durch die Theorie der optimalen Währungsräume 

−  kurz vor Initialisierung der Währungsunion: Einhaltung aller    

    Konvergenzkriterien in nur drei der elf Gründungsstaaten 

−  Besonders auffällig: makroökonomische Kernparameter Griechenlands 

  → Kontroverse um den Beitrittsprozess 

−  Befürworter: positive ökonomischen Wirkungen durch möglichst großen   

     Währungsraum, erleichterter Handels- und Kapitalverkehr, wirtschafts-   

     politische Wirkungen der Integration, Immunisierung gegenüber externen   

     Spekulationen 
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II.  Politische Ökonomie 
       Grundlagen 

 

 

     −  Theorie öffentlicher Güter und Kollektiventscheidungen 

         → Konfiguration der EWWU hat den den Charakter eines Clubgutes:  

   ● individuelle und kollektive Vorteile 

   ● Trittbrettfahrerverhalten („free riding“), Externalisierung von 
                       Kosten  

 



II.  Politische Ökonomie 
       Grundlagen 

 

 

      −  Prävention vor Ausbeutung der gemeinsamen Ressourcen      

          (Geldwertstabilität, Vertrauen in gemeinsame Währung): 

   ● No-Bail-out-Klausel 

   ● Defizitverfahren bei Überschreiten der Konvergenzkriterien 

    ● Pakt zur Stabilität und Wachstum der Wirtschaft (1997) 

 

Heise (2012): S. 54. 



II.  Politische Ökonomie 
       Vorlauf 

 

 

     −  Mit der Einführung des Euro: starke Zunahme der Kredite von Banken aus   

         Kernländern der EWWU an periphere EWWU-Staaten 

     ● Vernachlässigung des Risikos, resultierend aus der   

                               fundamentalwirtschaftlichen Lage 
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     −  Mit der Einführung des Euro: starke Zunahme der Kredite von Banken aus   
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     ● Vernachlässigung des Risikos, resultierend aus der   
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   ● nicht gedeckte Bepreisung der Nettokreditaufnahme   
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II.  Politische Ökonomie 
       Vorlauf 

 

 

     −  Mit der Einführung des Euro: starke Zunahme der Kredite von Banken aus   

         Kernländern der EWWU an periphere EWWU-Staaten 

     ● Vernachlässigung des Risikos, resultierend aus der   

                               fundamentalwirtschaftlichen Lage 

   ● nicht gedeckte Bepreisung der Nettokreditaufnahme   

                              → Begünstigung von allokativen Ineffizienzen („Blasenbildung“) 

     −  Antizipation von solidarischer Haftung der Währungsgemeinschaft  

     −  politische und institutionelle Externalitäten aus möglicher   

         gemeinschaftlicher Haftung 

  

 



II.  Politische Ökonomie 
       Vorlauf 

 

 

     −  ab August 2007/ September 2008: „Suprime-Krise“ in den USA und negative   
         Auswirkungen auf  dem globalen Interbankenhandel → exogener Schock für  
 die Finanzmärkte und den Volkswirtschaften der EU 
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II.  Politische Ökonomie 
       Vorlauf 

 

 

      −  ab August 2007/ September 2008: „Suprime-Krise“ in den USA und negative   

          Auswirkungen auf  dem globalen Interbankenhandel → exogener Schock für  

 Finanzmärkte und den Volkswirtschaften der EU 

      −  „Sudden Stop“: Risiko von Liquiditätsproblemen bei stark investierten   

          Banken der Kernstaaten (Deutschland, Frankreich)  

           → Liquidation der Forderungen (Bankkredite und Staatsanleihen),   

                v.a. gegenüber Banken und Staaten mit (tendenziell) geringer Bonität 

      −  erhebliche staatliche Neuverschuldung durch nationale   

          Rettungsprogramme für  angeschlagene Banken 

      −  rezessives Wirtschaftsumfeld und Rückgang der Staatseinnahmen,   

          insbesondere in Griechenland, Portugal, Irland und Spanien 

 

 

                                                                                                                 



II.  Politische Ökonomie 
       Vorlauf 

 

 

      −  Krise in Griechenland: 

 Eingestehen eines vielfach 

 höheren Haushaltsdefizits 

 durch die griechische Regierung 

     −   Herabstufung der Bonität  

          durch Ratingagenturen   

     −   Auseinanderdriften der Zinsen  

          von Staatsanleihen von  

          EWWU-Mitgliedsstaaten  

     −   Gefährdung der Refinanzierung  

          der Verbindlichkeiten von  

 besonders betroffenen Staaten  
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II.  Politische Ökonomie 
       Krisenmanagement: Ablauf 

 

 

     −  1. Akt:   

                     ● EU-Sondergipfel am  11. Februar 2010: Deutsche und französische   

                        Regierung verweigern Finanzhilfen (No-Bail-out-Klausel) 

                     ● Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel im Bundestag am 17.           

                         März: unfreiwilliger Ausschluss eines EWWU-Mitgliedsstaates als   

                         „Ultima Ratio“  

     −  2. Akt:   

                     ● Britische und französische Regierung stellen sich gegen Ausschluss   

                        („Änderung [der Verträge] heißt Einstimmigkeit“) 

                     ● Bundeskanzlerin Merkel spricht am 27. April von einem möglichen   

                         Zerfall der Eurozone  im Falle des Ausschlusses Griechenlands  

                         („zu beschließenden Hilfen für Griechenland sind alternativlos“) 

 



II.  Politische Ökonomie 
       Krisenmanagement: Ablauf 

 

 

     −  3. Akt:   

                     ● Verhandlungen und Beschluss bilateraler Kredithilfen und des 

                         „Eurorettungsschirms“ (EFSM, EFSF, ESM) am 7./8. Mai 

             ● Beschluss der Hilfskredite des Internationalen Währungsfonds (IWF)  

                         am 9. Mai 

                     ● Ankündigung des Ankaufs von Staatsanleihen durch die EZB  

                        am 10. Mai  

 



II.  Politische Ökonomie 
       „Rettungsbefürworter“ vs. „Rettungsgegner“ 

 

 

     −  Ermächtigung des ESZB durch den EZB-Rat Schuldtitel und Staatsanleihen   

         auf dem Sekundärmarkt zu kaufen 

     −  Wichtigstes Gut der EZB: politische Unabhängigkeit 

     −  „Rettungsbefürworter“ (Sachverständigenrat): 

     ● „übergesetzlicher Notstand“ rechtfertigt „außerordentliche  

                 Kompetenzen für eine Ausnahmelage“ 

    ● teleologische Reduktion: Anwendung des No-Bail-out-Klausel würde   

                 das Rechtsobjekt  (Währungsunion) selbst gefährden 

    ● temporäre Intervention bis zur Wiederherstellung der Trennung von  

                 Geld- und Fiskalpolitik 

    ● primäres Ziel: Vermeidung bzw. Vorbeugung von Instabilitäten des  

                 Finanzsystems 

    ● unabschätzbare Folgen einer Kettenreaktion 

 

 

 



II.  Politische Ökonomie 
       Krisenmanagement 

 

 

     −  Antizipierte Kostenszenarien: 
         Instabilität des Finanzsektors 
         von Staaten mit hochinvolvierten 
         Banken 
     −  hoher Anteil der griechischen  
         Staatsschulden im Besitz 
         von ausländischen (privaten) 
         Investoren 
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II.  Politische Ökonomie 
       Krisenmanagement 

 

 

     −  Antizipierte Kostenszenarien: Instabilität des Finanzsektors von Staaten mit  

         hochinvolvierten Banken 

         → immanente Befürchtungen von Kettenreaktionen (Dominoeffekt) 

     −  hoher Anteil von Vertretern von Unternehmen aus dem Superkern in den   

          wichtigsten  Lobbyorganisationen 
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II.  Politische Ökonomie 
       „Rettungsbefürworter“ vs. „Rettungsgegner“ 

 

 

      −  „Rettungsgegner“ (Plenum der Ökonomen): 

 ● Krise in Griechenland kein fremdverschuldetes „außergewöhnliches  

                 Ereignis“, sondern v.a. auf griechische Politik zurück zu führen 

 ● Ausschluss eines Landes vom Kapitalmarkt → substanziell begründete 
     Insolvenz → Restrukturierung der Staatsschuld 

 ● Verbot des selektiven Ankaufs von Staatsanleihen  

 ● Monetarisierung der Staatsschulden und  Haftungsvergemeinschaftung 

     → „moral hazard“ 

 ● „Worst-Case-Szenario“ der fundamentalen Insolvenz eines oder  

                 mehrerer Mitgliedsstaaten → Einstehen der übrigen Mitgliedsstaaten  

                 unvermeidbar  

 ● fundamentale Gefährdung der politischen Unabhängigkeit der EZB 



II.  Politische Ökonomie 
       Institutionen: ESZB 

 

 

 

 

−  starke Ausdehnung der EZB-Bilanz seit 2008, v.a. nicht-marktgängige   

    Wertpapiere und Staatsanleihen 

−  hoher Refinanzierungsbedarf der EWWU-Staaten 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

                                                                



II.  Politische Ökonomie 
       Institutionen: ESZB 

 

 

 

 

−  Überführung der Verbindlichkeiten von Griechenland, Italien, Portugal und   

     Spanien (Staatsanaleihen, staatliche Kredite) vom privaten in den öffentlichen   

     Sektor 

 

 

 

 

 

                                                                

 IMF (2012). 



II.  Politische Ökonomie 
       Institutionen: ESZB 

 

 

     −  Aufhebung der No-Bail-out-Regelung → Übergang zu einer wechselseitigen  

         Haftung der Mitgliedstaaten für ihre Schulden 

     −  Aufhebung der Währungsunion im Sinne der Verträge von Maastricht 

         → „Gründung einer völlig neuen Währungsunion“ [Seidel (2012)] 

 

 

 

 

 

 

 
                                                                                                                                                                                                                              

 

Blankart (2012). 



     −  Europapolitisches Narrativ: „Europa wird in den Krisen geschaffen“  

         (Jean Monnet) → ideologische Instrumentalisierung im Sinne der    

         einheitlichen Integrationsmethode? 

     −  Ermöglichung des Lernens aus erkannten institutionellen und  

         systemischen Fehlern 

     −  Einführung einer geordneten Staatsinsolvenz und eines formellen  

         Austritts- bzw. Ausschlussrechts 

     −  Erklärung mit dem Historischen Institutionalismus: 

              ● Ingangsetzung und Institutionalisierung der   

                  Rettungsmechanismen → institutioneller Pfadbruch 

              ●  Überlagerung durch politökonomische Pfadabhängigkeit 

             → exogene Schocks sind lediglich Auslöser, ursächlich sind endogene   

                  Pfadabhängigkeiten 

III.   Fazit 
  
 



Vielen Dank! 
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